
BESCHLUSS DES RATES

vom 17. Juli 2006

zur Änderung des Beschlusses 1999/468/EG zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der
der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse

(2006/512/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 202 dritter Gedanken-
strich,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat den Beschluss 1999/468/EG vom 28. Juni
1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung
der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse (2) erlassen. Mit diesem Beschluss wurde eine be-
grenzte Zahl von Modalitäten für die Ausübung dieser
Befugnisse vorgesehen.

(2) Dieser Beschluss sollte geändert werden, um eine neue
Modalität für die Ausübung von Durchführungsbefugnis-
sen aufzunehmen, nämlich das Regelungsverfahren mit
Kontrolle, das es dem Gesetzgeber gestattet, die An-
nahme eines Entwurfs von Maßnahmen mit der Begrün-
dung abzulehnen, dass der Entwurf über die in dem
Basisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hi-
nausgeht oder mit dem Ziel und dem Inhalt dieses
Rechtsakts nicht vereinbar ist oder aber gegen die Grund-
sätze der Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit verstößt.

(3) Auf das neue Regelungsverfahren mit Kontrolle sollte bei
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
von nicht wesentlichen Bestimmungen eines nach dem
Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlassenen Basis-
rechtsakts zurückgegriffen werden, einschließlich durch
Streichung einiger dieser Bestimmungen oder Hinzufü-
gung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen.

(4) In diesem Rahmen sollte auch eine bessere Unterrichtung
des Europäischen Parlaments über die Arbeiten der Aus-
schüsse sichergestellt werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Beschluss 1999/468/EG wird wie folgt geändert:

1. In Erwägungsgrund 5 wird im letzten Teilsatz vor dem Wort
„allerdings“ Folgendes eingefügt:

„mit Ausnahme des Regelungsverfahrens mit Kontrolle“.

2. Nach Erwägungsgrund 7 wird folgender Erwägungsgrund
eingefügt:

„(7a) Auf das Regelungsverfahren mit Kontrolle sollte bei
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Änderung
von nicht wesentlichen Bestimmungen eines nach
dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags erlasse-
nen Rechtsakts zurückgegriffen werden, einschließlich
durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder
Hinzufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen.
Dieses Verfahren soll es den beiden an der Rechtset-
zung beteiligten Organen ermöglichen, vor der An-
nahme solcher Maßnahmen eine Kontrolle durchzu-
führen. Die wesentlichen Elemente eines Rechtsakts
dürfen nur durch den Gesetzgeber auf der Grundlage
des Vertrags geändert werden.“

3. Erwägungsgrund 10 erhält folgende Fassung:

„(10) Mit diesem Beschluss wird drittens bezweckt, die Un-
terrichtung des Europäischen Parlaments dadurch zu
verbessern, dass die Kommission das Europäische Par-
lament regelmäßig über die Arbeit der Ausschüsse
unterrichtet, dass sie dem Europäischen Parlament Un-
terlagen zur Tätigkeit der Ausschüsse übermittelt und
dass sie das Europäische Parlament unterrichtet, wenn
sie dem Rat Maßnahmen oder Entwürfe von zu er-
greifenden Maßnahmen übermittelt; besondere Beach-
tung gebührt dabei der Unterrichtung des Europä-
ischen Parlaments über die Arbeit der Ausschüsse
im Rahmen des Regelungsverfahrens mit Kontrolle,
damit gewährleistet ist, dass das Europäische Parla-
ment seine Entscheidung innerhalb der vorgesehenen
Frist treffen kann.“

4. In Artikel 1 Absatz 2 wird die Angabe „5 und 6“ durch die
Angabe „5, 5a und 6“ ersetzt.
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(1) Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
(2) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.



5. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 erhält der Einleitungssatz folgende Fassung:

„(1) Unbeschadet des Absatzes 2 werden bei der Wahl
der Verfahrensmodalitäten für die Annahme der Durch-
führungsmaßnahmen folgende Kriterien zugrundegelegt:“.

b) Folgender Absatz wird angefügt:

„(2) Ist in einem nach dem Verfahren des Artikels 251
des Vertrags erlassenen Basisrechtsakt vorgesehen, dass
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite angenommen
werden, die eine Änderung von nicht wesentlichen Be-
stimmungen dieses Rechtsakts bewirken, einschließlich
durch Streichung einiger dieser Bestimmungen oder Hin-
zufügung neuer nicht wesentlicher Bestimmungen, so
werden diese Maßnahmen nach dem Regelungsverfahren
mit Kontrolle erlassen.“

6. In Artikel 4 Absatz 2 sowie in Artikel 5 Absatz 2 wird die
Angabe „Absatz 2“ durch die Angabe „Absätze 2 und 4“
ersetzt.

7. Nach Artikel 5 wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 5a

Regelungsverfahren mit Kontrolle

(1) Die Kommission wird von einem Regelungskontroll-
ausschuss unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitglied-
staaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der Kom-
mission den Vorsitz führt.

(2) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus-
schuss einen Entwurf der zu ergreifenden Maßnahmen. Der
Ausschuss gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf in-
nerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksich-
tigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen
kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehrheit abgegeben,
die in Artikel 205 Absätze 2 und 4 des Vertrags für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu
fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im
Ausschuss werden die Stimmen der Vertreter der Mitglied-
staaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen. Der Vor-
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil.

(3) Stehen die von der Kommission beabsichtigten Maß-
nahmen mit der Stellungnahme des Ausschusses im Ein-
klang, so findet folgendes Verfahren Anwendung:

a) Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parla-
ment und dem Rat unverzüglich den Entwurf von Maß-
nahmen zur Kontrolle.

b) Der Erlass dieses Entwurfs durch die Kommission kann
vom Europäischen Parlament mit der Mehrheit seiner
Mitglieder oder vom Rat mit qualifizierter Mehrheit ab-
gelehnt werden, wobei diese Ablehnung darin begründet
sein muss, dass der von der Kommission vorgelegte Ent-
wurf von Maßnahmen über die im Basisrechtsakt vorge-
sehenen Durchführungsbefugnisse hinausgeht oder dass
dieser Entwurf mit dem Ziel oder dem Inhalt des Basis-
rechtsakts unvereinbar ist oder gegen die Grundsätze der
Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit verstößt.

c) Spricht sich das Europäische Parlament oder der Rat in-
nerhalb von drei Monaten nach seiner Befassung gegen
den Entwurf von Maßnahmen aus, so werden diese nicht
von der Kommission erlassen. In diesem Fall kann die
Kommission dem Ausschuss einen geänderten Entwurf
von Maßnahmen unterbreiten oder einen Vorschlag für
einen Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags vorlegen.

d) Hat sich nach Ablauf dieser Frist weder das Europäische
Parlament noch der Rat gegen den Entwurf von Maß-
nahmen ausgesprochen, so werden sie von der Kommis-
sion erlassen.

(4) Stehen die von der Kommission beabsichtigten Maß-
nahmen nicht mit der Stellungnahme des Ausschusses im
Einklang oder liegt keine Stellungnahme vor, so findet fol-
gendes Verfahren Anwendung:

a) Die Kommission unterbreitet dem Rat unverzüglich einen
Vorschlag für die zu ergreifenden Maßnahmen und über-
mittelt diesen Vorschlag gleichzeitig dem Europäischen
Parlament.

b) Der Rat befindet innerhalb von zwei Monaten nach sei-
ner Befassung mit qualifizierter Mehrheit über diesen
Vorschlag.

c) Spricht sich der Rat innerhalb dieser Frist mit qualifizier-
ter Mehrheit gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen aus,
so werden diese nicht erlassen. In diesem Fall kann die
Kommission dem Rat einen geänderten Vorschlag unter-
breiten oder einen Vorschlag für einen Rechtsakt auf der
Grundlage des Vertrags vorlegen.

d) Beabsichtigt der Rat den Erlass der vorgeschlagenen Maß-
nahmen, so unterbreitet er diese unverzüglich dem Euro-
päischen Parlament. Befindet der Rat nicht innerhalb der
genannten Frist von zwei Monaten, so unterbreitet die
Kommission dem Europäischen Parlament unverzüglich
die Maßnahmen.
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e) Der Erlass dieser Maßnahmen kann vom Europäischen
Parlament innerhalb einer Frist von vier Monaten ab
Übermittlung des Vorschlags gemäß Buchstabe a mit
der Mehrheit seiner Mitglieder abgelehnt werden, wobei
diese Ablehnung darin begründet sein muss, dass die
vorgeschlagenen Maßnahmen über die im Basisrechtsakt
vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgehen
oder dass diese Maßnahmen mit dem Ziel oder dem
Inhalt des Basisrechtsakts unvereinbar sind oder gegen
die Grundsätze der Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit
verstoßen.

f) Spricht sich das Europäische Parlament innerhalb dieser
Frist gegen die vorgeschlagenen Maßnahmen aus, so wer-
den diese nicht erlassen. In diesem Fall kann die Kom-
mission dem Ausschuss einen geänderten Entwurf von
Maßnahmen unterbreiten oder einen Vorschlag für einen
Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags vorlegen.

g) Hat sich das Europäische Parlament nach Ablauf der ge-
nannten Frist nicht gegen die vorgeschlagenen Maßnah-
men ausgesprochen, so werden sie je nach Fall vom Rat
oder von der Kommission erlassen.

(5) Abweichend von den Absätzen 3 und 4 kann ein
Basisrechtsakt in wohlbegründeten Ausnahmefällen vorse-
hen,

a) dass die in Absatz 3 Buchstabe c sowie in Absatz 4
Buchstaben b und e vorgesehenen Fristen um einen wei-
teren Monat verlängert werden, wenn die Komplexität
der Maßnahmen dies rechtfertigt; oder

b) dass die in Absatz 3 Buchstabe c sowie in Absatz 4
Buchstaben b und e vorgesehenen Fristen verkürzt wer-
den, wenn dies aus Gründen der Effizienz erforderlich ist.

(6) Ein Basisrechtsakt kann vorsehen, dass in Fällen äußer-
ster Dringlichkeit, in denen die in den Absätzen 3, 4 und 5
vorgesehenen Fristen für das Regelungsverfahren mit Kon-
trolle nicht eingehalten werden können, folgendes Verfahren
Anwendung findet:

a) Stehen die von der Kommission beabsichtigten Maßnah-
men mit der Stellungnahme des Ausschusses im Ein-
klang, so erlässt die Kommission diese Maßnahmen, die

unmittelbar durchgeführt werden. Sie teilt diese Maßnah-
men unverzüglich dem Europäischen Parlament und dem
Rat mit.

b) Innerhalb einer Frist von einem Monat ab dieser Mittei-
lung können die von der Kommission erlassenen Maß-
nahmen vom Europäischen Parlament mit der Mehrheit
seiner Mitglieder oder vom Rat mit qualifizierter Mehr-
heit abgelehnt werden, wobei diese Ablehnung darin be-
gründet sein muss, dass die Maßnahmen über die im
Basisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hi-
nausgehen oder dass die Maßnahmen mit dem Ziel oder
dem Inhalt des Basisrechtsakts unvereinbar sind oder
aber gegen die Grundsätze der Subsidiarität oder Verhält-
nismäßigkeit verstoßen.

c) Im Falle der Ablehnung der Maßnahmen durch das Eu-
ropäische Parlament oder durch den Rat, hebt die Kom-
mission die Maßnahmen auf. Sie kann die Maßnahmen
jedoch vorläufig aufrecht erhalten, wenn dies aus Grün-
den des Schutzes der Gesundheit, der Sicherheit oder des
Umweltschutzes gerechtfertigt ist. In diesem Fall legt die
Kommission dem Ausschuss unverzüglich einen geänder-
ten Entwurf von Maßnahmen oder einen Vorschlag für
einen Rechtsakt auf der Grundlage des Vertrags vor. Die
vorläufigen Maßnahmen bleiben in Kraft, bis sie durch
einen endgültigen Rechtsakt ersetzt werden.“

8. Dem Artikel 7 Absatz 3 Satz 1 wird Folgendes angefügt:

„und dies nach Modalitäten, die die Transparenz des Über-
mittlungssystems und eine Identifizierung der übermittelten
Informationen sowie der einzelnen Verfahrensstadien ge-
währleisten.“

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Geschehen zu Brüssel am 17. Juli 2006.

Im Namen des Rates
Der Präsident
E. TUOMIOJA
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